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Deutschland ist ein reiches Land. Es verfügt nicht nur über umfangreiche finanzielle Mittel, sondern vor allem über eine gut ausgebildete und motivierte Bevölkerung, über gefestigte Gesellschaftsstrukturen und über sichere Rahmenbedingungen. Leider wurden die Deutschen dadurch in den vergangenen 20 Jahren behäbig. Sie arbeiteten weniger, bekamen weniger Kinder und versprachen sich für die Zukunft dennoch immer mehr Wohlstand. Finanziert wurde dieser Lebensstil mit immer mehr Schulden. Langsam wächst jedoch die Erkenntnis, dass es nicht ewig so weitergehen kann.

Deutschland bewegt sich auf eine finanziell angespannte Situation zu, die es dem Staat sehr schwer machen wird, grundlegende Funktionen wie Bildung oder Sicherheit zu garantieren. Die jetzt schon angehäuften Schulden belaufen sich auf ca. 300% des Bruttoinlandsproduktes.

Vor allem die Sozialsysteme sind verantwortlich für die Situation. Immer noch herrscht in großen Teilen der Bevölkerung der Glaube vor, dass es sich bei dem deutschen Rentenversicherungssystem um eine Versicherung handele, in die der Bürger Geld einzahlt, das er dann im Alter in der Form einer Rente zurückbekommt. Dass es sich in Wahrheit um ein System der Umlagefinanzierung handelt, ist vielen Bürgern nicht verständlich. Genauso wie die Renteneinzahlungen der Arbeitnehmer sofort wieder für Renten der alten Bevölkerung ausgegeben werden, funktionieren auch die sozialen Ausgleichs- und Sicherungssysteme Pflegeversicherung, Krankenversicherung sowie sämtliche Sozialleistungen, denn überall wird das Geld, das die erwerbstätige Bevölkerung in Form von Steuern und Abgaben zahlt, direkt wieder umverteilt. 

Da aber die Deutschen immer weniger Kinder bekommen, sinkt in der Zukunft die Zahl der potentiell Erwerbstätigen und gefährdet nicht nur die sozialen Sicherungssysteme, sondern den Erhalt der gesellschaftlichen Ordnung. 

Wie groß ist das Problem?

Die finanziellen Belastungen der Verschuldungspolitik der vergangenen 30 Jahre sind ungefähr sechs mal so groß wie die gesamten Kosten für die Wiedervereinigung in den Jahren 1990-2002!

Der deutsche Staat hat jährliche Gesamtausgaben in Höhe von ca. 1000 Mrd. €, also ungefähr die Hälfte des deutschen Bruttoinlandsprodukts. Anders dargestellt, geht jeder zweite Euro in Deutschland durch die Hände des Staates. Von diesen Ausgaben sind fast 75% für die drei Teilsysteme Rente (44%), Gesundheit (19%) und Bildung (12%) veranschlagt. Damit sichert der Staat die grössten Lebensrisiken der Bürger ab. In den vergangenen Jahrzehnten wurde diese Absicherung der Gesellschaft durch einen noch nie da gewesenen Wohlstand ermöglicht. Durch ein konstantes Wachstum wurde es möglich, die umverteilenden Sozialsysteme stark auszubauen und es wurden hohe Versprechen für die Zukunft gegeben. Das war lange Zeit politisch vorteilhaft. Versprechen konnten direkt in Wählerstimmen umgewandelt werden, mussten aber erst in der fernen Zukunft erfüllt werden. Diese ist aber nicht direkt erkennbar, denn über die zukünftigen Zahlungen werden keine Bücher geführt. Die kameralistische Rechnungslegung verhüllt diese Entwicklung sowohl für den Bürger als auch für den handelnden Politiker. Einblick in die Situation bekommt nur derjenige, der den Staat unter Zuhilfenahme einer Doppelten Buchführung betrachtet und eine Bilanz erstellt. Diese beinhaltet auch in Form von notwendigen Rückstellungen alle verpflichtenden zukünftigen Zahlungen abzüglich aller zukünftigen Einnahmen des Staates. Werden diese zum heutigen Zeitpunkt bewertet, resultiert der unglaubliche Betrag von 6 Billionen Euro impliziter Verschuldung, also das Dreifache des deutschen Bruttoinlandsproduktes. In einem normalen Unternehmen wäre dies ein untrügliches Zeichen für den bevorstehenden Gang zum Konkursgericht.

 

Eine hohe Verschuldung führt zwar nicht zu einem echten Konkurs, gefährdet aber die Fähigkeit eines Staates, seinen Bürgern Rahmenbedingungen zu gewährleisten, die es ihnen ermöglichen, in Wohlstand, Freiheit und Sicherheit zu leben.

Ein Staat ist aber kein normales Unternehmen. Einen Konkurs gibt es für ihn nicht, er kann nicht einfach aufgelöst werden, denn sowohl sein Staatsgebiet, als auch seine Bürger hören nicht einfach auf, zu existieren. Das bedeutet jedoch nicht, dass eine hohe Verschuldung für den Staat keine Bedrohung darstellt. 

Auf die Schulden werden Zinsen gezahlt, die aus den laufenden Steuern aufgebracht werden müssen. Die Höhe des zu zahlenden Zinssatzes ist abhängig von der Einschätzung des Risikos eines Zahlungsausfalls des Staates. Deutschland gilt in der Finanzwelt noch als sehr guter Schuldner und profitiert daher von einem niedrigen Zinssatz. Trotzdem belaufen sich die jährlichen Zinszahlungen Deutschlands inzwischen auf € 40 Mrd. oder 16% des Staatshaushalts. Wenn keine Schulden existierten, könnte dieser Betrag voll in Form niedrigerer Steuern dem Bürger zu seiner Verwendung überlassen, oder aber für notwendige Investitionen zum Beispiel in Bildung verwendet werden. Eine zunehmende Verschuldung beschränkt also die Fähigkeit des Staates, aktiv die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen zu gestalten und dem Bürger ein Leben in Wohlstand, Freiheit und Sicherheit zu ermöglichen. Er muss sich immer mehr darauf beschränken, seine Einnahmen für Zinsdienste zu verwenden.

 

Lösungsstrategien

Um das Problem zu lösen müssen sowohl die Ausgaben verringert, als auch die Einnahmen erhöht werden. Eine Einnahmenerhöhung macht nur durch eine konsequente Wachstumsstrategie Sinn.

Was der Finanzminister Eichel „Sparkurs“ nennt, ist in Wahrheit keiner. Sparen wird definiert als das Zur-Seite-Legen von Geld, das verdient, aber nicht ausgegeben wird. Eichels Sparkurs besteht vor allem in einer Verringerung der zusätzlichen Verschuldung. Es wird also immer noch mehr ausgegeben, als eingenommen wird. Dennoch ist die Richtung korrekt. Viele Leistungen des Staates können privat besser erbracht werden, vor allem aber sind viele Versprechen des Staates zu hoch und müssen gekürzt werden. Aber Sparen ist nur eine notwendige, keine hinreichende Maßnahme. Viel wichtiger ist die Frage, wie die Einnahmen gesteigert werden können. Zur Einnahmenerzielung stehen dem Staat drei Möglichkeiten zur Verfügung. Er kann Schulden machen, Steuern erheben oder helfen, die Einnahmenbasis zu vergrössern, also Wachstum generieren.

Die Aufnahme weiterer Schulden war zwar die wichtigste Maßnahme der vergangenen Jahrzehnte, hat aber auch die jetzigen Situation herbeigeführt. Um zur Einführung des Euro in ganz Europa stabile Finanzen zu garantieren und Haushaltsdisziplin zu fördern, hat die Politik im Vertrag von Maastricht obere Verschuldungsgrenzen festgelegt. Die Maastrichtkriterien schreiben den Mitgliedsstaaten der EU vor, die Gesamtverschuldung bei 60% des Bruttoinlandsprodukts zu halten und sich jährlich mit nicht mehr als 3% des Bruttoinlandsprodukts zu verschulden. Diese Grenzen sind für Deutschland erreicht und teilweise schon überschritten. Abgesehen von der finanzpolitischen Sinnlosigkeit zusätzlicher Verschuldung ist dieser Weg also auch politisch verbaut.

Auch die zweite Maßnahme, die Erhebung höherer Steuern und Abgaben war in der Vergangenheit ein beliebtes Mittel des Staates. Zwar sank die Einkommenssteuerbelastung durchschnittlicher Einkommen nach der Grund- oder Splittingtabelle seit 1982 Jahr für Jahr, aber die indirekten Steuern sind ebenso wie die Abgaben konstant gestiegen. Heute liegt die Belastung eines Arbeitnehmers bei ca. 50% seines Einkommens, teilweise sogar noch darüber. Auch hier gibt es eine Obergrenze. Das Bundesverfassungsgericht hat festgelegt, dass dem Bürger nicht mehr als 50% seines Einkommens in Form von Steuern und Abgaben genommen werden dürfen.

Selbst wenn der Gesetzgeber diese Strategie weiter verwenden würde, wäre sie vermutlich nicht sehr wirksam, denn der Steuerzahler versucht mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln, der Zahlungspflicht zu entgehen. Viele derjenigen mit sehr hohen Einkommen verlegen ihren Wohnsitz, investieren in Steuersparmodelle oder unterhalten schwarze Konten im Ausland. Viele Bezieher niedriger Einkommen arbeiten nebenher schwarz. Der Anteil der Schwarzarbeit am Bruttoinlandsprodukt hat seit 1980 stark zugenommen und beträgt inzwischen schon ca. 20%. Steuern zu vermeiden, ob legal oder illegal, ist zum Volkssport der Deutschen geworden. Ein Unrechtsbewusstsein ist auf diesem Gebiet kaum vorhanden.

Damit bleibt die dritte Strategie als möglicher Ausweg. Die Vergrösserung der Einnahmebasis wird durch stärkeres Wachstum erreicht. Wachstum entsteht, vereinfacht dargestellt, durch den Einsatz von Kapital und Arbeit in immer intelligenterer und somit produktiverer Form. Arbeit kann auch als Humankapital bezeichnet werden. Humankapital wird errechnet durch die Addition aller Bildungsinvestitionen in alle Bürger. 

In der Vergangenheit ist Deutschland sehr erfolgreich gewachsen. Die Deutschen waren innovativ, haben viel gearbeitet und waren von Jahr zu Jahr besser ausgebildet. 1960 arbeitete ein durchschnittlicher Mann von seinen 69 Lebensjahren statistisch 42 Jahre. Der Humankapitalstock stieg konstant an. Heute ist die Lebenserwartung auf ca. 80 Jahre gestiegen, der durchschnittliche Mann arbeitet durch eine längere Ausbildung, frühere Rente, Wochenarbeitszeitverkürzung, Urlaub und Arbeitslosigkeit und Krankheit aber nur noch 26 Jahre seines gesamten Lebens. Dass das Bruttoinlandsprodukt dennoch konstant gewachsen ist, wurde durch eine steigende Produktivität, vor allem aber durch die positive Entwicklung der Demographie ermöglicht. 

In Zukunft wird das vermutlich nicht mehr der Fall sein. Die demographische Entwicklung zeigt nach unten. Immer weniger Menschen werden in Zukunft im erwerbsfähigen Alter sein und sie werden im Durchschnitt viel älter sein, als noch heute. Das Humankapital, welches für Innovation und Wachstum benötigt wird, verringert sich in den kommenden 50 Jahren mit der gleichen Geschwindigkeit und Stärke, wie es sich in den vergangenen 50 Jahren aufgebaut hat. Die Deutschen müssen heute die Frage beantworten, wie sie auch in Zukunft Wachstum generieren wollen.

In Zukunft muss wieder mehr gearbeitet werden. Um auch langfristig arbeitsfähig zu bleiben, muss das lebenslange Lernen ein normaler Bestandteil in der Arbeitswelt werden. Alle Reformen, von der Arbeits- über die Familien bis zur Steuerpolitik müssen sich daran messen lassen, ob sie Arbeit schaffen oder Arbeit verhindern.

Um in Zukunft Wachstum zu generieren, muss der Trend zu immer weniger Arbeit und immer früherer Rente gebrochen werden. Es muss wieder mehr produktiv gearbeitet werden. Dafür gibt es vielfältige Ansatzpunkte. Eine kürzere Schul- und Ausbildungszeit verhilft zu früherem Berufseinstieg. Ein Abschaffen der Wehrpflicht ermöglicht jungen Männern, fast ein Jahr früher in ihre wahre „Berufung“ zu gehen und zu arbeiten. Ein späterer Renteneintritt verhindert frühe Vereinsamung alter Menschen und nutzt vor allem deren Wissen und deren Erfahrung. Begleitend wird es einer großen gesellschaftlichen Bildungsanstrengung bedürfen. Lebenslanges Lernen darf kein Schlagwort bleiben, Bildung ist schließlich der wichtigste Rohstoff, über den Deutschland verfügt.

Die Rolle der Politik ist in diesem Zusammenhang vielfältig. Vor allem muss sie die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen schaffen, damit Arbeitsplätze angeboten werden. Viele Lösungsvorschläge sind von den Experten erarbeitet worden, viele Ineffizienzen sind bekannt. Politiker sind nicht die Erfüllungsgehilfen einer fordernden Bevölkerung, die nur umsetzen, was die Mehrheit, oder schlimmer, die bestorganisierte Gruppe jeweils fordert. Sie haben mit ihren Parteien laut Grundgesetz die Funktion, „an der politischen Meinungsbildung mitzuwirken“. Das bedeutet auch, unangenehme Entwicklungen darzustellen und schmerzhafte Lösungen durchzusetzen. Sie müssen erklären, vermitteln und die Zukunft gestalten. 

Dabei sollten sie sich nicht nur auf althergebrachte Instrumente verlassen. Wie anfangs beschrieben, sind sie nicht geeignet, langfristige Entwicklungen effektiv zu begleiten. In der wissenschaftlichen Politikberatung finden sich inzwischen verschiedene Ansätze, von der Einführung einer Doppik auf Länder- und Bundesebene bis zur Verwendung von Generationenbilanzen, die ein konsistentes Controlling der Entwicklung sowie eine gute Politikfolgenabschätzung ermöglichen. Erstmals wäre es mit diesen Instrumenten auch möglich, die Bevölkerung detailliert über die Hintergründe notwendiger Reformen aufzuklären und so deren Unterstützung zu gewinnen.

In Deutschland muss heute der Mut zum Handeln aufgebracht werden, dann können die Probleme auch gelöst werden und die Zukunft würde gesichert.

 

